
40

ifo Dresden berichtet 1/2015

Im Blickpunkt

Am 1. Januar 2015 wurde in Deutschland ein allgemei-
ner, flächendeckender Mindestlohn in Höhe von 8,50 € 
je Zeitstunde eingeführt (vgl. Tarifautonomiestärkungs -
gesetz). Ex-ante Simulationsrechnungen, zum Beispiel
von KNABE et al. (2014a,b), zeigen, dass der Mindestlohn
regional unterschiedliche, zum Teil aber erhebliche nega-
tive Beschäftigungseffekte auslösen dürfte.

Um sowohl die Betroffenheit der Unternehmen vom
Mindestlohn als auch ihre Antwortreaktionen auf die Ein-
führung desselben besser einschätzen zu können, hat
das IFO INSTITUT im November 2014 in seine monatliche
Konjunkturbefragung zwei Sonderfragen zum Mindest-
lohn integriert. Die befragten Unternehmen sollten zu -
nächst ihre Betroffenheit durch den flächendeckenden
Mindestlohn einschätzen. Die Frage lautete: „Zum 1. Ja-
nuar 2015 wird der flächendeckende Mindestlohn ein -
geführt. Ist Ihr Unternehmen von dieser Regelung be -
troffen?“ Sofern ein Unternehmen sich als betroffen
einstufte, wurde es zusätzlich nach geplanten Maßnah-
men als Reaktion auf die Einführung des Mindestlohns
gefragt. Die Frage lautete hier: „Wenn ja, mit welchen
Maßnahmen werden Sie voraussichtlich auf den Min-
destlohn reagieren?“ Mehrfachnennungen waren mög-
lich. Erste Ergebnisse der Befragung für Deutschland
insgesamt wurden bereits von ERTHLE et al. (2014) vor -
gestellt. Dieser Blickpunkt vergleicht nun die Ergebnisse
für Ost- und Westdeutschland.

Insgesamt zeigt sich eine prozentual deutlich stär-
kere Betroffenheit ostdeutscher Unternehmen (43 %) im
Vergleich zu ihren westdeutschen Pendants (24 %) (vgl.
Abb. 1). Dies ist nicht verwunderlich, da das allgemeine
Lohnniveau in Ostdeutschland niedriger liegt und des -
wegen ein einheitlicher Mindestlohn eine größere Zahl 
an Beschäftigten betrifft. Unterscheidet man die einzel-
nen Wirtschaftsbereiche, stellt sich die größte Betrof-
fenheitsquote bei den Unternehmen des Einzelhandels
ein. Insgesamt betrachten sich nahezu zwei von drei
ost deutschen Einzelhändlern und knapp jeder zweite
westdeutsche Einzelhändler als vom Mindestlohn be-
troffen. Die geringste Betroffenheitsquote ist im Ver -
arbeitenden Gewerbe zu beobachten. Zwei von fünf
ostdeutschen und eins von fünf westdeutschen Unter-
nehmen des Verarbeitenden Gewerbes meldeten hier
eine Betroffenheit durch den Mindestlohn an. Auch die
unterschiedliche sektorale Betroffenheit ist auf Unter-
schiede im jeweiligen Lohnniveau zurückzuführen: In

den Dienstleistungsbranchen und insbesondere im
 Einzelhandel ist das mittlere Lohnniveau deutlich nied -
riger als im Verarbeitenden Gewerbe. Zudem sind in 
den Dienstleistungsbereichen geringfügig entlohnte
 Beschäftigungsverhältnisse häufiger anzutreffen. Die
Anhebung des Bruttostundenlohns auf 8,50 € hat zur
 Folge, dass die monatliche Arbeitszeit in diesen Be-
schäftigungsverhältnissen implizit auf 53 Stunden be-
schränkt wird [vgl. HENZEL und ENGELHARDT (2014)], was
von den betroffenen Unternehmen häufig eine Um -
disponierung im Mitarbeitereinsatz verlangt.

In Ostdeutschland planen knapp 40 % der betroffe-
nen Unternehmen, den mindestlohnbedingten Kosten-
druck durch Preiserhöhungen abzumildern (vgl. Abb. 2).
Fast jedes dritte Unternehmen will versuchen, die
 steigenden Stundenlohnkosten durch Kürzungen bei
Sonderzahlungen auszugleichen, und mehr als jedes
Vierte zieht einen Personalabbau in Erwägung. Etwa
 jedes fünfte betroffene ostdeutsche Unternehmen will
seine In vestitionen oder aber die Arbeitszeit seiner Be-
schäftigten verkürzen. Knapp 10 % der Unternehmen
planen sons tige Maßnahmen. Nur ein Drittel der vom
Mindestlohn betroffenen Unternehmen in Ostdeutsch-
land hat in der Befragung angegeben, keine Maß -
nahmen ergreifen zu wollen. Sofern keine Maßnahmen
ergriffen werden, müssen die Unternehmen aufgrund
der gestiegenen Personalkosten tendenziell geringere
Gewinne in Kauf nehmen.

In Westdeutschland ist der Anteil der betroffenen
 Unternehmen, die keine Maßnahmen ergreifen wollen,
mit 46 % deutlich höher als in Ostdeutschland. Dieser
Unterschied kommt wahrscheinlich dadurch zustande,
dass westdeutsche Unternehmen, die vom Mindestlohn
betroffen sind, im Durchschnitt ihre Löhne nicht ganz so
stark anheben müssen wie die ostdeutschen Unterneh-
men, um das Lohnniveau von 8,50 € je Zeitstunde zu
 erreichen. Entsprechend sind auch die Anteile der Unter-
nehmen geringer, die bestimmte Maßnahmen in Reaktion
auf die Einführung des Mindestlohns ergreifen wollen. So
wurden die Maßnahmen Preiserhöhung, Kürzung von
Sonderzahlungen und Personalabbau jeweils von etwa

Mindestlohn in Ostdeutschland: Firmen planen
Preiserhöhungen und Personalabbau
Robert Lehmann, Joachim Ragnitz und Michael Weber*

* Prof. Joachim Ragnitz ist stellvertretender Geschäftsführer der Nieder-
lassung Dresden des ifo Institut – Leibniz-Institut für Wirtschaftsfor-
schung an der Universität München e. V. Robert Lehmann und Michael
Weber sind Doktoranden der Dresdner Niederlassung des ifo Instituts im
Bereich Konjunktur und Wachstum.



41

ifo Dresden berichtet 1/2015

Im Blickpunkt

Quellen: Erthle et al. (2014), ifo Konjunkturtest.

Abbildung 1: Vom Mindestlohn betroffene Unternehmen
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Quellen: ifo Konjunkturtest.

Abbildung 2: Geplante Maßnahmen der vom Mindestlohn betroffenen Unternehmen, getrennt nach Ost-
deutschland und Westdeutschland
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Hinweis: Mehrfachnennungen möglich.
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einem Fünftel der vom Mindestlohn betroffenen west-
deutschen Unternehmen als wahrscheinliche Reaktio-
nen genannt. Etwa 16 % wollen die Arbeitszeit und knapp
14 % ihre Investitionen kürzen.

Eine tiefergehende Analyse nach Wirtschaftsberei-
chen ist für die Regionen Ost- und Westdeutschland aus
statistischen Gründen nicht möglich. Für eine gesamt-
deutsche Betrachtung sei auf den Bericht von ERTHLE

et al. (2014) verwiesen.
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